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Bundesbeschluss  
über die Volksinitiative «Stopp der Überbevölkerung –  
zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen» 

vom 20. Juni 2014 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundesverfassung1, 
nach Prüfung der am 2. November 20122 eingereichten Volksinitiative «Stopp der 
Überbevölkerung – zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 23. Oktober 20133, 
beschliesst: 

Art. 1 
1 Die Volksinitiative vom 2. November 2012 «Stopp der Überbevölkerung – zur 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen» ist gültig und wird Volk und Ständen 
zur Abstimmung unterbreitet. 
2 Sie lautet: 

I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 73a (neu)  Bevölkerungszahl 
1 Der Bund strebt auf dem Gebiet der Schweiz eine Einwohnerzahl auf einem 
Niveau an, auf dem die natürlichen Lebensgrundlagen dauerhaft sichergestellt sind. 
Er unterstützt dieses Ziel auch in anderen Ländern, namentlich im Rahmen der 
internationalen Entwicklungszusammenarbeit. 
2 Die ständige Wohnbevölkerung in der Schweiz darf infolge Zuwanderung im 
dreijährigen Durchschnitt nicht um mehr als 0,2 Prozent pro Jahr wachsen. 
3 Der Bund investiert mindestens 10 Prozent seiner in die internationale Entwick-
lungszusammenarbeit fliessenden Mittel in Massnahmen zur Förderung der freiwil-
ligen Familienplanung. 
4 Er darf keine völkerrechtlichen Verträge abschliessen, die gegen die Bestimmun-
gen dieses Artikels verstossen oder Massnahmen verhindern oder erschweren, die 
zur Erreichung der Ziele dieses Artikels geeignet sind. 
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II 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt geändert: 

Art. 197 Ziff. 94 (neu) 

9. Übergangsbestimmung zu Art. 73a (Bevölkerungszahl) 
1 Nach Annahme von Artikel 73a durch Volk und Stände müssen völkerrechtliche 
Verträge, die den Zielen dieses Artikels widersprechen, schnellstmöglich angepasst 
werden, spätestens aber innert vier Jahren. Nötigenfalls sind die betreffenden Ver-
träge zu kündigen. 
2 Nach Annahme von Artikel 73a durch Volk und Stände darf die ständige Wohnbe-
völkerung in der Schweiz infolge Zuwanderung im ersten Kalenderjahr nicht um 
mehr als 0,6 Prozent und im zweiten Kalenderjahr nicht um mehr als 0,4 Prozent 
zunehmen. Ab diesem Zeitpunkt, und bis die Ausführungsgesetzgebung zu Arti-
kel 73a in Kraft gesetzt wird, darf die ständige Wohnbevölkerung nicht um mehr als 
0,2 Prozent pro Jahr zunehmen. Eine höhere Zunahme in den Jahren bis zur Inkraft-
setzung der Ausführungsgesetzgebung zu Artikel 73a muss innerhalb von fünf 
Jahren nach Inkraftsetzung dieser Ausführungsgesetzgebung ausgeglichen werden. 

Art. 2 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

Ständerat, 20. Juni 2014 Nationalrat, 20. Juni 2014 

Der Präsident: Hannes Germann 
Die Sekretärin: Martina Buol 

Der Präsident: Ruedi Lustenberger 
Der Sekretär: Pierre-Hervé Freléchoz

 

  

4 Die endgültige Ziffer dieser Übergangsbestimmung wird nach der Volksabstimmung von 
der Bundeskanzlei festgelegt. 


